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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterstützung der Bundesregierung für das Aktions- 
programm der Europäisdien Kommission anläßlich der 
Verwirklidiung der Zollunion am 1. Juli 1968 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Majonicat 
Dr. Mommer und Genossen 
— Drucksache V/3413 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit den 
Herren Bundesministem der Finanzen, für Wirtschaft, für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und für wissenschaftliche 
Forschung wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung bereit, sich die Erklärung der Europäi- 
sdien Kommission anläßlidi der Verwirklidiung der Zollunion 
zum 1. Juli 1968 als nächste Aufgabe der Politik des europäi- 
schen Zusammenschlusses zu eigen zu machen? 

Die Bundesregierung hat die Erklärung der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften anläßlich der Verwirklichung der 
Zollunion zum 1. Juli 1968 mit ganz besonderem Interesse auf- 
genommen. Sie stimmt mit der Kommission darin überein, daß 
mit der Verwirklichung der Zollunion die erste große Etappe 
auf dem Wege zur wirtschaftlichen Einigung des europäischen 
Kontinents zurückgelegt wurde. Sie ist mit der Kommission 
aber auch der Auffassung, daß Entscheidendes noch zu tun 
bleibt. Die Bundesregierung hat aus diesem Gmnde und weil 
sie die ihr wohlbekannten Sorgen des Deutschen Bundestages 
teilt, eine „Initiative zur Überwindung der Stagnation der euro- 
päischen Einigung" entwickelt, die sie dem Ministerrat der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Brüssel am 27. September 1968 
unterbreitete. 

Inzwischen haben die Regierungen aller Mitgliedstaaten Vor- 
schläge für eine Fortentwicklung der Europäisdien Gemein- 
schaften, inbesondere für die Ausgestaltung der Wirtschafts- 
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Union, unterbreitet. Der Rat hat am 5. November 1968 beschlos- 
sen, daß alle vorliegenden Vorschläge geprüft werden sollten, 
um die dynamische Entwicklung der Europäischen Gemein- 
schaften zu fördern. Die Bundesregierung begrüßt, daß in allen 
diesen Vorschlägen der gleiche positive Wille zum Ausdruck 
kommt, die Verwirklichung der Wirtschaftsunion weiter nach- 
drücklich zu fördern. 


2, Teilt die Bundesregierung die Meinung der Kommission, daß 
auf dem Wege zur politischen Einheit Europas folgende Maß- 
nahmen vordringlich sind: 

die Verträge von Paris und Rom durdi einen einheitlidien Ver- 
trag zu ersetzen; 

den Ministerrat wieder in die Lage zu versetzen, vertragsmäs- 
sige Mehrheitsentscheidungen zu treffen, damit „dem überholten 
paralysierenden System des Vetorechts ein Ende gesetzt" werde; 

die Kommission mit Exefcutivbefugnissen auszustatten; 
die Demokratisierung der europäischen Institutionen durch grös- 
sere Rechte für das Europäische Parlament, insbesondere auf 
dem Gebiet des Haushaltsrecht« un4 der Gesetzgebung, und 
durch direkte Wahlen des Parlaments im Geiste der europäi- 
schen Verträge zu fordern? 


Die Bundesregierung mißt der Notwendigkeit einer Verschmel- 
zuitg der drei Verträge (EWG-Vertrag, EGKS-Vertrag, EURA- 
TOM^Vertrag) besondere Bedeutung bei und hat daher schon 
seit geraumer ^eit, insbesondere auf der Tagung des Rats vom 
Oktober 1967, ihre Vorstellungen entwickelt. Sie ist der Ansicht, 
daß die Verträge von Paris und Rom durch einen einheitlichen 
Vertrag dergestalt ersetzt werden sollten, daß auf der Grund- 
lage des EWG-Vertrages die Vorschriften der EGKS- und EAG- 
Verträge überarbeitet, ergänzt und für den gesamten Bereich 
der Energie und Fprigchnng anwendbar gemacht werden. 

Was die Frage der Mehrheitsentscheidungen des Ministerrates 
anbetrifft, so hat die Bundei^regierung nie einen Zweifel daran 
gelassen, daß sie nach wie yor auf der Grundlage des Vertragßs 
steht. Auch in jüngster Zeit sind in wichtigen Angelegenheiten 
Mehrheitsentsdieidungen erfolgt. 

Der Kommission werden im Rahmen der Verwirklichung des 
Vertrages und von neuen Beschlüssen des Rats laufend neue 
Befugnisse übertragen. Diese Entwicklung wird und muß sich 
weiter fortsetzen. Mit dem angestrebten inneren Ausbau der 
Gemeinschaften werden der Kommission weitere Befugnisse 
zufallen, die sie nach unserer Auffassung benötigt, um ihre Auf- 
gaben im Sinne des Vertrages voll erfüllen zu können. 

Die Bundesregierung hat sich seit jeher für eine Eweiterung 
der Befugnisse des Europäischen Parlaments eingesetzt. Sie ist 
weiterhin der Auffassung, daß die Gemeinschaft zu ihrem vollen 
Funktionieren einer adäquaten parlamentarischen Institution 
bedarf. 
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3. Welchen politischen Rang gibt die Bundesregierung der Erwei- 
terung der EWG um die Länder, die Aufnahmeanträge gestellt 
haben, und was wird die Bundesregierung tun, um den Wider- 
stand eines Mitgliedstaates gegen die Erweiterung zu über- 
winden? 


Die Bundesregierung mißt der Erweiterung der Europäischen 
Gemeinschaften um die Länder, die Aufnahmeanträge gestellt 
haben, wesentliche politische Bedeutung zu. Das kommt in der 
Initiative der Bundesregierung zum Ausdruck. Sie begrüßt es, 
daß diese Initiative, insbesondere die Vorschläge zum handels- 
politischen Arrangement, Gegenstand eingehender Erörterun- 
gen im Ministerrat sind. 


4. Welchen Platz haben der Ausbau und die Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaft in der Vorstellung der Bundesregie- 
rung von einer gesamteuropäischen Friedensordnung? 


Die Bundesregierung hat als eine der großen Voraussetzungen 
für die Errichtung einer gesamteuropäischen Friedensordnung 
stets die Einigung Westeuropas und als deren Eckpfeiler die 
Europäischen Gemeinschaften betrachtet. Die Bundesregierung 
ist der Ansicht, daß ohne Ausbau und Erweiterung der Europäi- 
schen Gemeinschaften eine gesamteuropäische Friedensordnung 
unvollständig bleiben müßte. 


5. Welches ist die Rang- und Zeitfolge der nach Meinung der Bun- 
desregierung nötigen Maßnahmen zur Vollendung der Wirt- 
schaftsunion und welche Initiativen wird die Biinclesregierimg 
zur Verwirklichung ihrer Vorstellungen ergreifen? 

In ihrer Initiative vom 27. September 19ö8 für den inneren Aus- 
bau der Gemeinschaften hat die Bundesregierung besonders die 
zum Ausbau der Wirtschaftsunion notwendigen Maßnahmen 
hervorgehoben. Die Bundesregierung hält es für erforderlich, 
daß auf zahlreichen Gebieten, die im einzelnen nicht alle an 
dieser Stelle aufgeführt werden können, verstärkte Bemühun- 
gen um weitere Fortschritte unternommen werden miüssen, 
damit in dem großen Binnenmarkt Personen, Waren, Dienst- 
leistungen und Kapital frei verkehren können. Die Bundesre- 
gierung geht dabei grundsätzlich davon aus, daß auf pragma- 
tische Weise überall da Fortschritte erzielt werden sollten, wo 
dies immer möglich erscheint. 


6. Welches werden die nächsten Schritte der Bundesregierung auf 
dem Gebiet einer europäischen Währungspolitik sein? 

Die Bundesregierung hat in der Initiative gerade Vorschläge 
gemacht, die eine europäische Währungspolitik vorbereiten 
sollen. 
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Zunächst kommt es darauf an, in den Mitgliedstaaten eine auf- 
einander abgestimmte Politik des Wachstums und der Stabili- 
tät zu betreiben. Hierzu sind vor allem verstärkte wirtschafts- 
politische Konsultationen zwischen den Mitgliedstaaten erfor- 
derlich, um die konjunktur-, finanz- und währungspolitischen 
Maßnahmen möglichst weitgehend aufeinander abzustimmen. 
Die Bundesregierung hat insbesondere angeregt, auf dem Ge- 
biet der währungspolitischen Zusammenarbeit schrittweise dazu 
überzugehen, von der im Vertrag gegebenen Möglichkeit, ver- 
bindliche Beschlüsse zu fassen, Gebrauch zu machen. 


7. Wie soll die Zusammenarbeit in der Gemeinschaft auf dem Ge- 
biet der Forschung und Technologie vorangetrieben werden? 

Auf dem Gebiet der Wissenschaft und Technologie hält die 
Bundesregierung die schnelle Verwirklichung des Ratsbeschlus- 
ses vom 31. Oktober 1967 für unerläßlich. Wie sie bereits am 
27. September des Jahres vor dem Ministerrat der Europäischen 
Gemeinschaften in Brüssel ausgeführt hat, würde sie es auch 
begrüßen, wenn die industriepolitischen Aspekte der Vergabe- 
politik im Rahmen der Gemeinschaft eingehend geprüft und 
insbesondere gemeinsame Grundsätze und Richtlinien für den 
Einsatz öffentlicher Mittel und die Auftragsvergabe entwickelt 
würden. Die wirtschaftliche Nutzung der Forschungs- und Ent- 
wicklungsergebnisse sollte möglichst schon im Forschungs-, 
spätestens im Entwicklungsstadium eines Projektes berücksich- 
tigt werden. Die Bundesregierung befürwortet im übrigen eine 
schrittweise Erweiterung der Tätigkeit von EURATOM auf 
wissenschaftlich-technischen Gebieten außerhalb der Kernener- 
gie. Sie erwägt ferner die Gründung von Gesellschaften für 
Europäische Technische Entwicklung und Europäische Unter- 
nehmensentwicklung. Einen weiteren wesentlichen Fortschritt 
in dieser Richtung verspricht sich die Bundesregierung von der 
Fusion der Gemeinschaften (siehe Antwort zu Frage 2), 


8. Teilt die Bundesregierung die Meinung der Europäischen Kom- 
mission, daß nach dem Fortfall der Zollschranken schrittweise 
die Steuergrenzen abgebaut werden müssen, „damit die Men- 
schen und die Güter unbehindert von Grenzformalitäten und 
Grenzkontrollen verkehren können"? 

Die Bundesregierung ist mit der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften der Auffassung, daß nach dem Fortfall der Zoll- 
schranken auch die Steuergrenzen schrittweise weiter abge- 
baut werden müssen. Dies ist ein Element der Wirtschaftsunion, 
Die Bundesregierung wird die Initiativen der Kommission auf 
diesem Gebiet unterstützen. 


9. Wird die Bundesregierung, wenn nötig einseitig, die Empfehlung 
der Europäischen Kommission alsbald verwirklicFien: 

die Srhlagbäume an den Grenzen zu beseitigen; 
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alle Reisenden von Einfuhr- und Verbrauchsteuern zu befreien 
bei Waren im Werte bis zu 400 DM bei der Überschreitung der 
Binnengrenzen der Gemeinschaft, bis zu 100 DM bei der Einreise 
aus dritten Ländern; 

die Reisenden und ihre Fahrzeuge nur noch in Ausnahmefällen 
zu kontrollieren; 

die abgabefreien Mengen von Alkoholika, Parfüms, Tabakwaren, 
Kaffee und Tee einheitlich für die Mitgliedstaaten festzulegen? 

Die Bundesregierung steht den Vorschlägen der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften, die sich auf die Erleichterung 
des Grenz- und Reiseverkehrs beziehen, grundsätzlich aufge- 
schlossen gegenüber. Sie ist gern bereit, diese in großen Zügen 
dargelegten Vorschläge weiter auszuarbeiten und zu ergänzen. 
Allerdings sollte nach ihrer Auffassung bei weitergehenden 
Regelungen nach Möglichkeit nicht einseitig vorgegangen wer- 
den, sondern eine gemeinsame Lösung entwickelt werden. 


Jahn 



